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NIEDERSCHRIFT 

ÜBER DIE SITZUNG (25) 

ÖFFENTLICHER TEIL 

AM 10. JANUAR 2022 UM 19:30 UHR 

IN DER TURNHALLE WOHMBRECHTS 

 

 

Vorsitzender: Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab 

 

Anwesend:  Rebecca Schmalzl  

 Heike Kirchmann  

 Manuel Deinhart  

 Stephan Fey  

 Florian Gsell  

 Heinz Lieg  

 Alexander Linke  

 Armin Müller  

 Anton Pfeiffer  

 Andreas Roth  

 Manfred Scheuerl  

 Stefan Wiggenhauser  

 Armin Woll  

 Wolfgang Zodel  

  

Gemeinderat Hergatz 
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Ö f f e n t l i c h e r   T e i l 

Tagesordnung: 

 

1. Genehmigung von Niederschriften 

2. Anträge Bürgerversammlung vom 10.11.2021 
hier: Beratung und Beschluss über die in der Bürgerversammlung vom 10.11.2021 
        gestellten Anträge 

2.1 Erweitertes Mobilfunkkonzept 
hier: Beratung und Beschluss über den Antrag aus der BV vom 10.11.2021 

2.2 Vorrangiger Glasfaserausbau 
hier: Beratung und Beschluss über den Antrag aus der BV vom 10.11.2021 

3. Entgegennahme einer Spende 
hier: Beratung und Beschluss über die Entgegennahme einer Spende der Initiativegruppe 
        Schwarzenberg  

4. Bauanträge / Bauvoranfragen 

4.1 Antrag auf Baugenehmigung 27/2021 
hier: Ausbau des Dachgeschosses und Einbau einer Dachgaupe, Engelitz 33 

4.2 Antrag auf Baugenehmigung 28/2021 
hier: Teilabbruch Wohngebäude, energetische Sanierung und Wiederaufbau des 
        bestehenden Wohngebäudes, Muthen 6 

5. Bekanntgabe der in der nicht öffentlichen Sitzung vom 08.11.2021 gefassten Beschlüsse 

6. Sonstiges / Anträge 
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Der Vorsitzende, Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab, eröffnet um 19:30 Uhr die 
25. Gemeinderatssitzung und stellt fest, dass zu dieser form- und fristgerecht eingeladen 
wurde. Ebenso stellt er fest, dass der Gemeinderat mit 15 stimmberechtigten Mitgliedern ver-
treten und beschlussfähig ist. Einwände gegen die Tagesordnung von Seiten des Gemeinde-
rats bestehen nicht. Der Vorsitzende begrüßt die 8 anwesenden Bürger/innen und Herrn Olaf 
Winkler von der Presse. 
 
 
 

TOP 1   
Genehmigung von Niederschriften AZ: 0241 

 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Nr. 24 vom 06.12.2021 soll ge-
nehmigt werden. Das Protokoll wurde vorab dem Gemeinderat übersandt bzw. im R.I.S. zur 
Durchsicht bereitgestellt. Von Seiten des Gemeinderats gibt es keine Einwände zum Protokoll. 
 

Beschluss: 

 

Die Niederschrift der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates Nr. 24 vom 06.12.2021 wird ge-
nehmigt.  
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 2   
Anträge Bürgerversammlung vom 10.11.2021 

hier: Beratung und Beschluss über die in der Bürgerversammlung 

         vom 10.11.2021 gestellten Anträge 

AZ: 0241 

 

In der Bürgerversammlung vom 10.11.2021 wurden durch die Bürgerinitiative zwei Anträge 
gestellt, die innerhalb von drei Monaten im Gemeinderat zu beraten sind. 
 

TOP 2.1   
Erweitertes Mobilfunkkonzept 

hier: Beratung und Beschluss über den Antrag aus der Bürgerver- 

         sammlung vom 10.11.2021 

AZ: 0241 

 

Der erste in der Bürgerversammlung formulierte Antrag hat die Erstellung eines erweiterten 
Mobilfunkkonzepts durch einen Gutachter zum Gegenstand. Das erweiterte Mobilfunkkonzept 
soll geeignete Mobilfunkstandorte im gesamten Gemeindegebiet festlegen. In der Bürgerver-
sammlung wurde ein solches gemeindeweites Vorsorgekonzept vom Referenten der Bürger-
initiative Herrn Gutbier als „oldscool“ bezeichnet. Er empfahl stattdessen ein fallbezogenes 
Standortgutachten im Rahmen des Dialogverfahrens mit dem Netzbetreiber. Bereits Anfang 
Mai 2021 hatte die Verwaltung Kontakt zu einem Gutachter aufgenommen, der der Gemeinde 
ausdrücklich das fallbezogene Gutachten empfohlen hat (der Gemeinderat wurde darüber be-
reits informiert). Die Kosten wurden auf ca. 7.000 Euro zzgl. MwSt. angegeben. Eine Auf-
tragsannahme könne auf Grund großer Nachfrage nicht garantiert werden. 
 
Die Bürgerinitiative hat den Antrag und die Erläuterung zum Antrag wie folgt formuliert: 
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„In der Gemeinde Hergatz wurden bereits mehrere Funkmasten gebaut oder Baugenehmigun-
gen hierzu erteilt. Zur Optimierung der Standorte wurden von Bürgermeister und Gemeinderat 
schon erste Schritte unternommen und wir sehen auch, dass das Thema kontrovers diskutiert 
wird. Im Falle von weiteren Suchkreisanfragen von Betreibern soll die Gemeinde an dieser 
Vorgehensweise anknüpfen. Hierfür sollen die positiven städtebaulichen Aspekte auf den 
Punkt gebracht werden, damit die Vorsorge gestärkt und die Akzeptanz der Mobilfunkinfra-
struktur verbessert wird. Deshalb können laut Beschluss des Bundesrates vom Mai 2013 kom-
munale Mobilfunkkonzepte zur Anwendung kommen. So auch die Entscheidungen des Bayri-
schen Verwaltungsgerichtshofes vom 16.07.2012 und des Bundesverwaltungsgerichtes vom 
30.08.2012. Vor dem förmlichen Beschluss eines solchen Konzeptes - wie im §1 Absatz 6 
Nummer 11 Baugesetzbuch beschrieben - sollte allerdings durch einen unabhängigen Exper-
ten geprüft werden, ob eine Realisierbarkeit vorhanden ist. Aus diesem Grund hat die Bürger-
initiative folgende Empfehlung formuliert: 
 
Der Antrag aus der Bürgerversammlung lautet wie folgt: 
Der Gemeinderat beschließt nach Prüfung der Realisierbarkeit durch einen unabhängigen Ex-
perten, ein erweitertes Mobilfunkkonzept für flächendeckend angemessene und ausreichende 
Versorgung mit Standorten, die möglichst landschafts- und ortsbildverträglich und im Hinblick 
auf Wohnbebauung immissionsoptimiert sind. Zur Umsetzung wird ein unabhängiger Gutach-
ter beauftragt. Für den Fall, dass keine einvernehmliche Lösung mit den Betreibern im Dialog-
verfahren gefunden werden kann, behält sich die Gemeinde die Mittel der Bauleitplanung vor.“ 
 
Die Gemeindeverwaltung weist darauf hin, dass ein Flächennutzungsplan, der durch eine Ne-
gativflächenplanung dazu führt, dass der Netzbetreiber keine ausreichende Netzabdeckung 
erhält, nichtig ist.  
 
Der Vorsitzende informiert über ein konstruktives Gespräch zwischen Vertretern der Bürger-
initiative, den stellvertretenden Bürgermeisterinnen und Gemeinderat Fey. Die Zielrichtung 
und die Vorgehensweise wurde besprochen und sei ähnlich. Auch die Inhalte stimmen über-
ein: weiterhin ein fallbezogenes Dialogverfahren mit dem Netzbetreiber zu führen und Stand-
orte zu finden, die verträglich sind. Dennoch binde das im Antrag der Bürgerinitiative gefor-
derte Mobilfunkkonzept die Gemeinde zu stark. Auch die formulierte Forderung, in jedem Fall 
einen Gutachter einzuschalten, gehe zu weit.  
 
Deshalb schlägt der Vorsitzende folgenden Alternativbeschluss vor, der mit der Bürgerinitiative 
abgestimmt worden sei: Der Gemeinderat hat die Absicht, bei von Netzbetreibern mitgeteilten 
Suchkreisanfragen, weiterhin das fallbezogene Dialogverfahren zu betreiben. In diesem Rah-
men prüft der Gemeinderat die fallbezogene Begleitung durch einen Gutachter.  
 
Auch von den Gemeinderäten Lieg, Linke und Roth wird signalisiert, dass die Gemeinde mit 
dem Alternativbeschlussvorschlag des Vorsitzenden flexibler sei. Jedoch befürchtet Gemein-
derat Lieg, dass der Gemeinde dennoch unnötige Kosten durch einen Gutachter entstehen 
können. Denn: Lehne der Gemeinderat einen Standort auf Grundlage eines Gutachtens ab, 
könne ein Netzbetreiber dennoch bauen, falls sich keine Alternative finde. Der Netzbetreiber 
„sitze also am längeren Hebel“. 
 
Einer Zuhörerin wurde mit 15:0 Stimmen noch das Rederecht erteilt. Der Wortbeitrag betraf 
jedoch nicht den Tagesordnungspunkt. 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat beschließt nach Prüfung der Realisierbarkeit durch einen unabhängigen Ex-
perten, ein erweitertes Mobilfunkkonzept für flächendeckend angemessene und ausreichende 
Versorgung mit Standorten, die möglichst landschafts- und ortsbildverträglich und im Hinblick 
auf Wohnbebauung immissionsoptimiert sind. Zur Umsetzung wird ein unabhängiger 
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Gutachter beauftragt. Für den Fall, dass keine einvernehmliche Lösung mit den Betreibern im 
Dialogverfahren gefunden werden kann, behält sich die Gemeinde die Mittel der Bauleitpla-
nung vor. 
 
Abstimmungsergebnis:  0 : 15 (einstimmig abgelehnt) 
 
Beschluss: 
 
Der Gemeinderat hat die Absicht, bei von Netzbetreibern mitgeteilten Suchkreisanfragen, wei-
terhin das fallbezogene Dialogverfahren zu betreiben. In diesem Rahmen prüft der Gemein-
derat die fallbezogene Begleitung durch einen Gutachter. 
 
Abstimmungsergebnis:  14 : 1 (mehrheitlich angenommen) 
 

 

 

TOP 2.2   
Vorrangiger Glasfaserausbau 

hier: Beratung und Beschluss über den Antrag aus der Bürgerver- 

         sammlung vom 10.11.2021 

AZ: 0241 

 

Die Bürgerinitiative hat den Antrag und die Erläuterung zum Antrag wie folgt formuliert: 
 
„Der Glasfaserausbau stellt eine zukunftsfähige Lösung für schnelles Internet dar. Die Vorteile 
von Glasfaser gegenüber funkbasierten Lösungen überwiegen. Beispielsweise ist Glasfaser 
störungsfreier, hat keine elektromagnetische Strahlung, verfügt über eine konstant gute Über-
tragungsqualität und gleichbleibend hohe Bandbreiten. Aus diesem Grund hat die Bürgeriniti-
ative folgende Empfehlung formuliert:  
 
Der kabelgebundene Breitbandausbau (Glasfaser) für Wohnungen und Gewerbe soll, wo im-
mer möglich, vorrangig erfolgen. Wenn dies nicht möglich ist, soll Funkstrahlung minimiert oder 
auf alternative Systeme umgestiegen werden.“ 
 
Die Gemeindeverwaltung weist darauf hin, dass die zweite Ausbaustufe des Glasfaseraus-
baus vertragsmäßig bis Juli 2023 abgeschlossen sein muss. Der weitere Ausbau wird, wie 
bereits informiert, in interkommunaler Zusammenarbeit mit weiteren Landkreiskommunen or-
ganisiert. Im Laufe des Jahres 2022 wird es dazu weitere Fortschritte geben. 
 
Der Vorsitzende informiert, dass auch dieser Antrag im Vorfeld mit den Vertretern der Bürger-
initiative besprochen wurde. Hier fordere die Bürgerinitiative für den Fall, dass ein Glasfaser-
ausbau nicht möglich sei, dass bei einer alternativen Nutzung des Mobilfunks die „Funkstrah-
lung minimiert“ werde. Dies aber binde die Gemeinde in einem Bereich, in dem sie nicht han-
deln könne, stellt der Vorsitzende fest. Auch hier stellt der Vorsitzende einen Alternativ-Be-
schluss vor, der mit der Bürgerinitiative inhaltlich abgestimmt sei: 
 
Der kabelgebundene Breitbandausbau (Glasfaser) für Wohnungen und Gewerbe soll im ge-
samten Gemeindegebiet sobald als möglich erfolgen. Die Gemeinde hat die Absicht, aktuelle 
Technologien im Rahmen ihrer Möglichkeiten möglichst verträglich zur Anwendung zu bringen. 
 
Gemeinderat Gsell versteht nicht, warum man überhaupt über einen Alternativ-Beschlussvor-
schlag abstimmen soll. Die Gemeinde handle doch bereits entsprechend. Für den Vorsitzen-
den spreche der Beschluss jedoch für den guten Ton und sei Teil einer besseren Kommuni-
kation mit den Bürgern, ergänzt Gemeinderätin Schmalzl. Auch Gemeinderat Fey hält dies für 
den geschmeidigeren Weg, um die Transparenz zu wahren. 
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Gemeinderat Woll regt an, nicht von „verträglichen Technologien“ sondern zumindest von „ge-
sundheitsverträglichen Technologien“ zu sprechen. Die Formulierungen sollen in Abstimmung 
mit der Bürgerinitiative allgemein gehalten werden, so Gemeinderätin Kirchmann. Auch Ge-
meinderätin Schmalzl stimmt dem zu. Sonst sei man in der Nachweispflicht. 
 
Beschluss: 
 
Der kabelgebundene Breitbandausbau (Glasfaser) für Wohnungen und Gewerbe soll, wo im-
mer möglich, vorrangig erfolgen. Wenn dies nicht möglich ist, soll Funkstrahlung minimiert oder 
auf alternative Systeme umgestiegen werden. 
 
Abstimmungsergebnis:  0 : 15 (einstimmig abgelehnt) 
 
Beschluss: 
 
Der kabelgebundene Breitbandausbau (Glasfaser) für Wohnungen und Gewerbe soll im ge-
samten Gemeindegebiet sobald als möglich erfolgen. Die Gemeinde hat die Absicht, aktuelle 
Technologien im Rahmen ihrer Möglichkeiten möglichst verträglich zur Anwendung zu bringen. 
 
Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 
 

 

 

TOP 3   
Entgegennahme einer Spende 

hier: Beratung und Beschluss über die Entgegennahme einer 

         Spende der Initiativegruppe Schwarzenberg  

AZ: 9503 

 

Die Initiative Schwarzenberg hat im Laufe des Jahres 2021 zusammen mit einer Unterschrif-
tenliste einen Forderungskatalog überreicht, der eine Reihe verkehrsberuhigender Maßnah-
men auf der Kreisstraße im Bereich der Ortsdurchfahrt Schwarzenberg zum Gegenstand 
hatte. Mit den zuständigen Behörden wurde eine Verkehrsschau durchgeführt. Das Landrats-
amt Lindau sowie das Staatliche Bauamt Kempten haben eine Bedarfsampel für ein sicheres 
Passieren der Straße in Aussicht gestellt unter der Voraussetzung der hälftigen Kostenbeteili-
gung der Gemeinde Hergatz. Der Gemeinderat hat einer Kostenbeteiligung zugestimmt. Die 
Initiative Schwarzenberg hat eine Spendenaktion gestartet (Kuchenverkauf und Online-Spen-
denaufruf) zur Unterstützung der Finanzierung einer Ampel. Am 06.12.2021 wurde der Ge-
meindeverwaltung ein Spendenbetrag in Höhe von 945 Euro überreicht.  
 
In der Ratssitzung vom 12.10.2020 hat der Gemeinderat eine Annahmerichtlinie beschlossen. 
Diese Richtlinie wurde vom Staatsministerium des Innern, dem Staatsministerium der Justiz 
und den kommunalen Spitzenverbänden in Bayern erarbeitet und den Kommunen zur Anwen-
dung empfohlen. Der Spendenbetrag beläuft sich auf einen Betrag von über 200 Euro. Daher 
hat der Gemeinderat über die Annahme zu entscheiden. 
 

Diskussionsverlauf: 

Gemeinderätin Kirchmann bedankt sich bei der Bürgerschaft für die tolle Aktion. Sie möchte 
wissen, wie die Realisierung der Ampelanlage in Schwarzenberg aussieht bzw. ob es schon 
Informationen vom Staatlichen Bauamt gibt.  
 
Der Vorsitzende teilt mit, dass laut Auskunft des Staatlichen Bauamts die Anlage in Schwar-
zenberg für 2022 auf dem Programm stehe. Da es aber wenig wirtschaftlich sei, den Tiefbau 
für die Ampelanlage separat auszuschreiben, müsse noch geklärt werden, mit welcher großen 
Maßnahme dies geschehe. Derzeit werden Gespräche mit den Anwohnern geführt. Der 
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Standort befinde sich im Bereich der Bushaltestelle, Nähe der Einmündung Lindenhofstraße – 
Mauthausstraße. 
 

Beschluss: 

 

Die am 06.12.2021 eingereichte Spende in Höhe von 945 € wird entgegengenommen und 
dem Spenderwunsch entsprechend für die Errichtung der Ampelanlage in Schwarzenberg ver-
wendet. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 4   
Bauanträge / Bauvoranfragen AZ: 0241 

 

 

TOP 4.1   
Antrag auf Baugenehmigung 27/2021 

hier: Ausbau des Dachgeschosses und Einbau einer Dachgaupe, 

         Engelitz 33 

AZ: 6024 

 

Antragsteller: Franz Haas 
 Engelitz 33, 88145 Hergatz 
Bauort: Engelitz 33, 88145 Hergatz 
 Flst. Nr. 693, Gemarkung Wohmbrechts 
Bauvorhaben: Ausbau des Dachgeschosses und Einbau einer Dachgaupe 

 
 

Beschluss: 

 

Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen für den Ausbau des Dachgeschos-
ses und Einbau einer Dachgaupe auf Flst. Nr. 693, Engelitz 33, Gemarkung Wohmbrechts, 
88145 Hergatz. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 4.2   
Antrag auf Baugenehmigung 28/2021 

hier: Teilabbruch Wohngebäude, energetische Sanierung und 

         Wiederaufbau des bestehenden Wohngebäudes, Muthen 6 

AZ: 6024 

 

Antragsteller: Florian Sohler 
 Muthen 6, 88145 Hergatz 
Bauort: Muthen 6, 88145 Hergatz 
 Flst. Nr. 826/2, Gemarkung Wohmbrechts 
Bauvorhaben: Teilabbruch Wohngebäude, energetische Sanierung und Wieder-

aufbau des bestehenden Wohngebäudes 
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Beschluss: 

 
Der Gemeinderat erteilt das gemeindliche Einvernehmen für den Teilabbruch des Wohnge-
bäudes, die energetische Sanierung und den Wiederaufbau des bestehenden Wohngebäudes 
auf Flst. Nr. 826/2, Muthen 6, Gemarkung Wohmbrechts, 88145 Hergatz. 
 

Abstimmungsergebnis:  15 : 0 (einstimmig angenommen) 

 

 

TOP 5   
Bekanntgabe der in der nicht öffentlichen Sitzung vom 08.11.2021 

gefassten Beschlüsse 

AZ: 0241 

 

Der Vorsitzende gibt zwei Beschlüsse bekannt: 
 
Der Gemeinderat beauftragte die Gemeindeverwaltung, die Rückbauarbeiten des Bodenmül-
lerhauses an das wirtschaftlichste Angebot zu vergeben, sobald der positiv verbeschiedene 
Förderbescheid vorliege. 
 
Der Gemeinderat lehnte die vollständige Tilgung des Investitionsdarlehen in Höhe von 120.951 
Euro ab und beschloss, das Investitionsdarlehen mit Zinsbindung bei 15 Jahren zu belassen.  
 

 

 

TOP 6   
Sonstiges / Anträge AZ: 0241 

 

Anfragen aus dem Gemeinderat 
 
Gemeinderat Fey spricht erneut die Realisierung der Ampelanlage in Schwarzenberg an. Sei-
ner Meinung nach sollte das Buswartehäusle in Schwarzenberg fertig sein bevor die Ampel-
anlage aufgestellt werde. Ihn interessiert, warum sich die Architektin nicht mehr meldet. Es 
gebe auch schnellere Lösungen. 
Der Vorsitzende teilt mit, dass die Architektin mit Aufträgen ausgelastet sei. Er werde nochmal 
nachhaken. Ansonsten werde auf eine andere Alternative zurückgegriffen. 
 
Gemeinderat Scheuerl spricht die Sanierung des Sennereiwegs an. Ihn interessiert, ob die 
Abfrage des Stimmungsbildes der direkten Anlieger des Sennereiwegs zur Straßenbeleuch-
tung durchgeführt wurde. Der Vorsitzende verweist auf den Themenüberblick Januar, in dem 
die Rückmeldungen und die weitere Vorgehensweise beschrieben sind. Der Gemeinderat wird 
zur Straßenbeleuchtung in einer separaten Sitzung eine Entscheidung treffen. 
 

Ende des öffentlichen Sitzungsteils um 20:30 Uhr. 

 

 

 

 

 

Der Vorsitzende Schriftführerin 

Erster Bürgermeister Oliver-Kersten Raab Andrea Steffey 

 


